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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Erste Satzung über die Änderung der Satzung zur Err ichtung und Verwaltung des „Pe n-
sionsfonds der Stadt Braunschweig“  
 
 
„Die als Anlage 1 beigefügte Erste Satzung zur Änderung der Satzung zur Errichtung und Ver-
waltung des „Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ wird beschlossen.“ 
 
 
 



Sachverhalt/Begründung/finanzielle Auswirkung:  
 
 
Durch Beschluss des Rates vom 5. Oktober 1999 wurde der rechtlich unselbstständige „Pensions-
fonds der Stadt Braunschweig“ mit Wirkung vom 1. Januar 2000 errichtet. Es handelt sich hierbei 
um ein Sondervermögen nach § 102 Abs. 1 Nr. 4 Niedersächsischer Gemeindeordnung (NGO), für 
das ein besonderer Haushaltsplan aufgestellt wird. 
 
Durch den „Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ soll die dauerhafte Finanzierung der Versor-
gung der Beamtinnen und Beamten sowie deren Hinterbliebenen, soweit das Beamtenverhältnis 
auf Probe nach dem 31. Dez. 1999 begründet worden ist, sichergestellt werden. 
 
Durch die Aufhebung des Artikels 74a des Grundgesetzes im Rahmen der Föderalismusreform I 
ist die bisher konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Regelung der Versorgung 
der Landesbeamtinnen und –beamten in die ausschließliche Gesetzgebungsbefugnis der Länder 
gefallen. Bund und Länder haben eine Regelung im Rahmen eines multilateralen Staatsvertrages 
geschlossen, um auch nach dem Übergang der Gesetzgebungskompetenz für die Besoldung und 
Versorgung auf die Länder weiterhin eine einheitliche Verfahrenspraxis und die Mobilität der Be-
amtenschaft sicherzustellen (Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag). Das bisher im Beamten-
versorgungsgesetz geregelte Erstattungsmodell wird durch ein pauschaliertes Abfindungsmodell 
ersetzt, wonach die Versorgungsanwartschaften zum Zeitpunkt des Dienstherrenwechsels abge-
golten werden. 
 
Der Staatsvertrag gilt für den Bund, die Länder sowie die Gemeinden, Gemeindeverbände und 
sonstigen, unter der Aufsicht des Bundes oder der Länder stehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 
 
Nach dem Gesetz zum Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag vom 9. September 2010 
(Nds. GVBL. S. 318) hat der Niedersächsische Landtag beschlossen, dass der Staatsvertrag am 
1. Januar 2011 in Kraft tritt und auch für Dienstherrenwechsel innerhalb des Landes Niedersach-
sen entsprechend gilt. 

Mit der Änderung des § 3 der Satzung des Pensionsfonds ist nunmehr vorgesehen, dass von der 
Stadt als abgebender und zahlungspflichtiger Dienstherr bei einem Dienstherrenwechsel die Ab-
findungszahlungen dem Sondervermögen entnommen werden, sofern für den wechselnden Beam-
ten bereits Zuführungen in das Sondervermögen geleistet wurden. Gleichzeitig sollen Abfindungs-
zahlungen für erworbene Versorgungsanwartschaften von der Stadt als aufnehmender und ans-
pruchsberechtigter Dienstherr bei einem Dienstherrenwechsel dem Sondervermögen zugeführt 
werden.  

Die Abfindungsbeträge sind nur schätzbar und werden jeweils bei Zuführung und Entnahme für 
das Haushaltsjahr 2011 mit insgesamt 300.000 € veranschlagt. 

Die Neufassung des § 4 der Satzung des Pensionsfonds enthält lediglich redaktionelle Änderun-
gen. 
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Lehmann 
Erster Stadtrat 
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Erste Satzung zur Änderung der Satzung des Pensionsfonds 
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Anlage 1 
 


 


Erste Satzung 
über die Änderung der Satzung 
zur Errichtung und Verwaltung  


des „Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ 
vom 22. Februar 2011 


 
 
Auf Grund der §§ 6 und 8 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung vom 
28. Oktober 2006 (Nds. GVBL. S. 473), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Oktober 2009 
(Nds. GVBL. S. 366) hat der Rat der Stadt Braunschweig am 22. Februar 2011 folgende 
Satzung beschlossen: 
 


Artikel I 
 
Die Satzung zur Errichtung und Verwaltung des „Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“ 
vom 5. Oktober 1999 (Amtsblatt der Stadt Braunschweig Nr. 9 vom 10. Dezember 1999) wird 
wie folgt geändert: 
 
§ 3 erhält folgende Fassung: 
 


§ 3 
Zuführung der Mittel 


 
(1) Die Höhe der Zuführungen zum Sondervermögen bestimmt sich nach den Vomhundert-
sätzen der jeweiligen Besoldungsausgaben, die jeweils nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen ermitteln werden. Die Festsetzung der Vomhundertsätze erfolgt in der gemäß 
§ 4 Abs. 3 zu erlassenden Geschäftsordnung. 
 
(2) Die sich nach dem Absatz 1 für das lfd. Kalenderjahr ergebenden Beträge sind dem Son-
dervermögen nachträglich zum 15. Januar des Folgejahres zuzuführen. Auf die Zuführungen 
ist bis zum 15. August des lfd. Jahres ein Abschlag in der für das Jahr zu erwartenden Höhe 
zu zahlen, der mit der Zuführung zum 15. Januar zu verrechnen ist. 
 
(3) Abfindungszahlungen für erworbene Versorgungsanwartschaften aus dem Gesetz zum 
Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag vom 9. September 2010 (Nds. GVBL. S. 318) sind 
von der Stadt als abgebender und zahlungspflichtiger Dienstherr bei einem Dienstherren-
wechsel dem Sondervermögen zu entnehmen, sofern für die wechselnden Beamtinnen und 
Beamten Zuführungen in das Sondervermögen geleistet wurden. Abfindungszahlungen für 
erworbene Versorgungsanwartschaften sind von der Stadt als aufnehmender und an-
spruchsberechtigter Dienstherr bei einem Dienstherrenwechsel dem Sondervermögen zuzu-
führen. 
 
 
§ 4 erhält folgende Fassung: 
 


§ 4 
Leitung, Anlage der Mittel 


 
(1) Leitung und Geschäftsführung des Sondervermögens obliegen dem Oberbürgermeister. 
Er kann die Aufgaben delegieren. 
 
(2) Die dem Sondervermögen zufließenden Mittel und deren Erträge sind sicher und ertrag-
bringend anzulegen; sie müssen für ihren Zweck rechtzeitig verfügbar sein. Die Kreditverga-
be an die Stadt ist zulässig. 
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(3) Die Aufgabenwahrnehmung und die Abwicklung der Kassengeschäfte sind in der vom 
Oberbürgermeister zu erlassenden Geschäftsordnung zu regeln. 
 
 


Artikel II 
 
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Braunschweig, den 
 
 
 
 
 
Braunschweig, den 
 


Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 


I.V. 
 
 
 
 


__________________________ 
Lehmann 


Erster Stadtrat 
 


 
 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Braunschweig, den 
 


Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 


I.V. 
 
 
 
 
 


______________________ 
Lehmann 


Erster Stadtrat 
 








Anlage 2  
 


Altes Recht Neues Recht 


 


Satzung zur Errichtung und Verwaltung des „Pensionsfonds der 
Stadt Braunschweig“ vom 5. Oktober 1999 


 
 


§ 3 
Zuführung der Mittel 


 
(1) Die Höhe der Zuführungen zum Sondervermögen bestimmt sich 
nach den Vomhundertsätzen der jeweiligen Besoldungsausgaben, die 
jeweils nach versicherungsmathematischen Grundsätzen ermitteln 
werden. Die Festsetzung der Vomhundertsätze erfolgt in der gemäß 
§ 4 Abs. 3 zu erlassenden Geschäftsordnung. 
 
(2) Die sich nach dem Absatz 1 für das lfd. Kalenderjahr ergebenden 
Beträge sind dem Sondervermögen nachträglich zum 15. Januar des 
Folgejahres zuzuführen. Auf die Zuführungen ist bis zum 15. August 
des lfd. Jahres ein Abschlag in der für das Jahr zu erwartenden Höhe 
zu zahlen, der mit der Zuführung zum 15. Januar zu verrechnen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Erste Satzung über die Änderung der Satzung zur Errichtung und 
Verwaltung des „Pensionsfonds der Stadt Braunschweig“  


vom 22. Februar 2011  
 


§ 3 
Zuführung der Mittel 


 
(1) Die Höhe der Zuführungen zum Sondervermögen bestimmt sich 
nach den Vomhundertsätzen der jeweiligen Besoldungsausgaben, die 
jeweils nach versicherungsmathematischen Grundsätzen ermitteln 
werden. Die Festsetzung der Vomhundertsätze erfolgt in der gemäß 
§ 4 Abs. 3 zu erlassenden Geschäftsordnung. 
 
(2) Die sich nach dem Absatz 1 für das lfd. Kalenderjahr ergebenden 
Beträge sind dem Sondervermögen nachträglich zum 15. Januar des 
Folgejahres zuzuführen. Auf die Zuführungen ist bis zum 15. August 
des lfd. Jahres ein Abschlag in der für das Jahr zu erwartenden Höhe 
zu zahlen, der mit der Zuführung zum 15. Januar zu verrechnen ist. 
 
(3) Abfindungszahlungen für erworbene Versorgungsanwartschaf-
ten aus dem Gesetz zum Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag 
vom 9. September 2010 (Nds. GVBL. S. 318) sind von der Stadt als 
abgebender und zahlungspflichtiger Dienstherr bei einem Dienst-
herrenwechsel dem Sondervermögen zu entnehmen, sofern für 
die wechselnden Beamtinnen und Beamten Zuführungen in das 
Sondervermögen geleistet wurden. Abfindungszahlungen für er-
worbene Versorgungsanwartschaften sind von der Stadt als auf-
nehmender und anspruchsberechtigter Dienstherr bei einem 
Dienstherrenwechsel dem Sondervermögen zuzuführen. 


 







 
§ 4 


Leitung, Anlage der Mittel 
 
(1) Leitung und Geschäftsführung des Sondervermögens obliegen dem 
Oberstadtdirektor. Er kann die Aufgaben delegieren. 
 
(2) Die dem Sondervermögen zufließenden Mittel und deren Erträge 
sind sicher und ertrag-bringend anzulegen; sie müssen für ihren Zweck 
rechtzeitig verfügbar sein. Die Kreditvergabe an die Stadt ist zulässig. 
 
(3) Die Aufgabenwahrnehmung und die Abwicklung der Kassenge-
schäfte sind in der vom Oberstadtdirektor zu erlassenden Geschäfts-
ordnung zu regeln. 


 
§ 4 


Leitung, Anlage der Mittel 
 
(1) Leitung und Geschäftsführung des Sondervermögens obliegen dem 
Oberbürgermeister. Er kann die Aufgaben delegieren. 
 
(2) Die dem Sondervermögen zufließenden Mittel und deren Erträge 
sind sicher und ertrag-bringend anzulegen; sie müssen für ihren Zweck 
rechtzeitig verfügbar sein. Die Kreditvergabe an die Stadt ist zulässig. 
 
(3) Die Aufgabenwahrnehmung und die Abwicklung der Kassenge-
schäfte sind in der vom Oberbürgermeister zu erlassenden Ge-
schäftsordnung zu regeln. 
 


 
  


 





